Deutscher Bundestag 
3 . Wahlperiode 


Drudtsadie 1731 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Wahl, Dr. Harm r 
Dr. Mende und Genossen 


betr. Abkommen über die einheitliche Auslegung 
der europäischen Verträge 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Unter Bezugnahme auf die Empfehlung 231 betr. die einheit- 
liche Auslegung der europäischen Verträge*), die von der 
Beratenden Versammlung des Europarates am 22. Januar 1960 
angenommen wurde, 

wird die Bundesregierung ersucht, 

sich im Ministerkomitee des Europarates dafür einzusetzen, 
daß baldmöglichst ein Sachverständigenkomitee mit der Aus- 
arbeitung eines multilateralen Abkommens beauftragt wird, 
das den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte als 
zuständig für die Interpretation der Konventionen des Europa- 
rates und der zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten des 
Europarates abgeschlossenen Staatsverträge erklärt. 
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*) siehe Anlage umseitig 
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Anlage 


Empfehlung 231 (1960) betr. die einheitliche Ausle- 
gung der europäischen 
Verträge 


(Kurze Inhaltsangabe) 

Die Beratende Versammlung ist der Meinung, daß internatio- 
nale Verträge nur dann volle Wirksamkeit erhalten, wenn 
ihre einheitliche Auslegung garantiert ist; zu diesem Zweck 
schlägt sie vor, den bereits bestehenden Europäischen Gerichts- 
hof für Menschenrechte zur obersten Instanz für die Inter- 
pretation der europäischen Konventionen und Verträge zu 
erklären; sie legt gleichzeitig den Entwurf eines entsprechen- 
den Abkommens vor, das die Zuständigkeit des Gerichtshofs 
und die Verfahrensordnung festlegt, und empfiehlt dem 
Ministerkomitee, einen Sachverständigenausschuß mit der 
Ausarbeitung eines endgültigen Textes zu beauftragen. 
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